
 
Änderungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
zu dem Gesetzentwurf  
der Fraktion der SPD 
für ein Gesetz zur Änderung des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes  
Drucksache 18/5539 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n   : 
 
Der Gesetzentwurf wird wie folgt geändert: 
 
Der bisherige Text von Art. 1 Nr. 1 wird zu Nr. 1 a und es wird folgender 
Buchst. b eingefügt: 

"b) In § 2 wird folgender Abs. 8 angefügt: 

 "(8) In der Satzung (Friedhofsordnung) der Gemeinde kann festgelegt 
werden, dass nur Grabsteine und Grabeinfassungen verwendet wer-
den dürfen, die nachweislich aus fairem Handel stammen und ohne 
ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne der Konvention 182 der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) hergestellt sind. Die Anforde-
rungen an den Nachweis nach Satz 1 sind in der Satzung (Friedhofs-
ordnung) der Gemeinde festzulegen."" 

 
 
Begründung: 

Die Konvention 182 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) fordert 
Maßnahmen, um die schlimmsten Formen der Kinderarbeit zu verhindern. 
Diese Konvention wurde von der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2002 
ratifiziert.  
 
Zu den Produkten, die oft unter Einsatz von ausbeuterischer Kinderarbeit 
hergestellt bzw. bearbeitet werden, zählen Natursteine zur Verwendung als 
Grabsteine und Grabeinfassungen. In Hessen wurde bisher jedoch keine 
Rechtsgrundlage geschaffen, welche Friedhofsträgern erlauben würde, in 
ihren Friedhofssatzungen festzulegen, dass auf Friedhöfen nur Grabsteine 
und Grabeinfassungen verwendet werden dürfen, die nachweislich aus fai-
rem Handel stammen und ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne der 
ILO-Konvention 182 hergestellt wurden.  
 
Eine entsprechende landesgesetzliche Ermächtigung besteht bereits in § 8 
Abs. 4 des saarländischen Bestattungsgesetzes. Die Bundesregierung hat 
zusätzlich in der Bundestagsdrucksache 16/14091 vom 28. September 2009 
deutlich gemacht, dass Bundesrecht derartigen Landesregelungen nicht im 
Wege steht. 
 
§ 2 Abs. III des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes legt fest, dass für Ge-
meindefriedhöfe eine Friedhofsordnung als Satzung zu erlassen ist. 
 
Durch dieses Änderungsgesetz wird der Vorschrift ein Abs. 8 angefügt, der 
festlegt, dass in derartigen Friedhofsordnungen festgelegt werden kann, dass 
nur Grabsteine und Grabeinfassungen verwendet werden dürfen, die nach-
weislich aus fairem Handel stammen und ohne ausbeuterische Kinderarbeit 
im Sinne der ILO-Konvention 182 hergestellt sind.  
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Dem tragen deutsche und europäische Grabsteine und Grabeinfassungen in 
der Regel Rechnung und sind zudem den hiesigen Witterungsbedingungen in 
besonderer Weise angepasst.  
 
Die Anforderungen an den Nachweis darüber, dass die Grabsteine und 
Grabeinfassungen aus fairem Handel stammen und ohne ausbeuterische 
Kinderarbeit im Sinne der ILO-Konvention 182 hergestellt sind, werden 
durch den Satzungs- bzw. Verordnungsgeber festgelegt.  
 
Als derartige Nachweise kommen beispielsweise eine Zertifizierung mit dem 
XertifiX- oder Fair-Stone-Siegel in Betracht. 
 
Wiesbaden, 29. Mai 2012 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Tarek Al-Wazir 

 
 


